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NATURSTROM Aktiengesellschaft 

Düsseldorf 

WKN 685 840 

 

Wir laden die Aktionäre der NATURSTROM AG ein zur 

ordentlichen Hauptversammlung  

der Gesellschaft am 

Samstag, den 20. August 2022 um 12.30 Uhr, 

im Welcome Kongresshotel Bamberg, Mußstraße 7, 96049 Bamberg. 

 

 

 

Tagesordnung 

1.  Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des gebilligten Konzernabschlusses, des 
zusammengefassten Lageberichts für die NATURSTROM AG und den Konzern sowie des 
Berichts des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 2021 

Zu Tagesordnungspunkt 1 erfolgt keine Beschlussfassung, da der Aufsichtsrat entsprechend 
den gesetzlichen Bestimmungen den Jahresabschluss festgestellt und den Konzernabschluss 
gebilligt hat.  

Die Unterlagen zu TOP 1 sind in den Geschäftsräumen der Gesellschaft ausgelegt und können 
dort eingesehen werden. Sie sind als ladbare Dateien auf der Homepage der Gesellschaft 
veröffentlicht (https://naturstrom.ag/hauptversammlung-2022/) und werden den Aktionären 
auf Anfrage zugesandt. Während der Hauptversammlung liegen sie zur Einsichtnahme aus. 

 

2.  Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn der Gesellschaft für das 
Geschäftsjahr 2021 in Höhe von 20.410.086,18 Euro wie folgt zu verwenden: 

Ausschüttung einer Dividende von 2,25 Euro je 
ausschüttungsberechtigter Stückaktie bei derzeit 
2.440.000 Stückaktien 

 
 

5.490.000,00 Euro 

Vortrag auf neue Rechnung 14.920.086,18 Euro 

Bilanzgewinn 20.410.086,18 Euro 

Die Dividende wird als gemischte Sach- und Bardividende geleistet und nicht vollständig in 
bar ausgezahlt. 
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Als Sachdividende überträgt die NATURSTROM AG an jeden ihrer Aktionäre für jede der auf 
dessen Namen am Tag der Hauptversammlung im Aktienregister der NATURSTROM AG 
eingetragenen Aktien eine Kommanditaktie an der NaturEnergy GmbH & Co. KGaA. Der Wert 
der Kommanditaktie der NaturEnergy beträgt dabei 1,60 Euro.  

Bei der NaturEnergy GmbH & Co. KGaA handelt es sich um eine bisher 100%ige 
Tochtergesellschaft der NATURSTROM AG, die näheren Details werden den Aktionären in 
einem gesonderten Informationsdokument zur Verfügung gestellt. 

Des Weiteren wird eine Bardividende in Höhe von 0,65 Euro je Aktie ausgeschüttet. Von 
diesem Betrag wird die Gesellschaft die auf die Gesamtdividende für den Aktionär fällige 
Kapitalertragsteuer und gegebenenfalls Kirchensteuer und Solidaritätsbeitrag einbehalten und 
an das Finanzamt abführen.  

Die Umtragung der Kommanditaktien im Aktienregister der NaturEnergy GmbH & Co. KGaA von 
der NATURSTROM AG auf ihre Aktionäre zur Erfüllung des Dividendenbeschlusses wird 
durchgeführt am 22.08.2022. 

  

3.  Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands für das Geschäftsjahr 
2021 Entlastung zu erteilen.  

 

4.  Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrates 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrates für das 
Geschäftsjahr 2021 Entlastung zu erteilen. 

 

5. Bestellung des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers 

Die NATURSTROM AG ist gemäß Handelsgesetzbuch verpflichtet, sowohl einen 
Einzelabschluss als auch einen Konzernabschluss aufzustellen und eine Prüfung der beiden 
Abschlüsse vornehmen zu lassen. Aus diesem Grund schlägt der Aufsichtsrat vor, dass die 
Hauptversammlung wie folgt Beschluss fassen möge: 

Zum Abschlussprüfer für den prüfungspflichtigen Einzelabschluss sowie für den 
prüfungspflichtigen Konzernabschluss der NATURSTROM AG für das Geschäftsjahr 2022 wird 
RSM GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Steuerberatungsgesellschaft, Düsseldorf, 
bestellt. 

 

6. Wahl von Mitgliedern des Aufsichtsrates 

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft besteht gem. § 95 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 9 Abs. 1 
der Satzung aus sechs Mitgliedern, die gem. §§ 96 Abs. 1 und 101 Abs. 1 AktG von den 
Anteilseignern gewählt werden. Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge nicht 
gebunden. 

Turnusmäßig endet die Amtszeit von Herrn Dr. Hermann Falk und Frau Dr. Simone Peter als 
Mitglieder des Aufsichtsrates mit Ablauf der Hauptversammlung. Für diese Mandate sind 
Neuwahlen durchzuführen. 
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Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgende Personen für die Dauer bis zur Beendigung der 
Hauptversammlung, die über das Geschäftsjahr 2024 beschließt, zu Mitgliedern des 
Aufsichtsrates zu wählen: 

a. Frau Dr. Simone Peter, Saarbrücken, Präsidentin des Bundesverbandes Erneuerbare 
Energien; Frau Dr. Peter ist nicht Mitglied in einem anderen Aufsichtsrat. 

b. Frau Sandra Wehrmann, Berlin, Vorstandsmitglied der degewo AG; Frau Wehrmann ist 
nicht Mitglied in einem anderen Aufsichtsrat. 

 

7.  Beschlussfassung über die Änderung der Firma 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Firma der Gesellschaft zu ändern. Die 
NATURSTROM Aktiengesellschaft soll künftig entsprechend der Schreibweise des 
Stromproduktes firmieren unter 

naturstrom AG 

 § 1 Abs. 1 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

„Die Aktiengesellschaft führt die Firma naturstrom AG.“ 

 

8.  Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals mit der Möglichkeit 
zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie entsprechende Änderung der Satzung 

Die Gesellschaft verfügt derzeit über kein Genehmigtes Kapital, das bislang in § 5 der Satzung 
normierte Genehmigte Kapital ist am 31.07.2020 ausgelaufen. Daher soll ein neues 
genehmigtes Kapital in Höhe von EUR 15.250.000 geschaffen werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 19.08.2027 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe bis zu 1.220.000 neuer, auf den Namen 
lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um bis zu 
insgesamt EUR 15.250.000 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2022). 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien können auch von 
einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 
Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrates das Bezugsrecht der Aktionäre (in Höhe von bis zu 610.000 neuer Stückaktien) 
auszuschließen: 

• soweit dies erforderlich ist, um bei der Festlegung des Bezugsverhältnisses etwa 
anstehende Spitzenbeträge auszunehmen; 

• zu Zwecken des Erwerbes von Unternehmensbeteiligungen oder von Erneuerbaren 
Energieanlagen im Rahmen einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen; 

• bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlage zur Ausgabe von Aktien an einen strategischen 
Investor, wenn die Beteiligung des strategischen Investors im Interesse der Gesellschaft 
liegt; 

• um die neuen Aktien an Mitarbeiter der NATURSTROM AG und ihrer 
Beteiligungsgesellschaften auszugeben. 
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Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der Kapitalerhöhung aus dem genehmigten Kapital festzulegen. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen 
Ausnutzung des genehmigten Kapitals und, falls das Genehmigte Kapital 2022 bis zum 
19.08.2027 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt sein sollte, nach Fristablauf der 
Ermächtigung anzupassen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Genehmigte Kapital 2022 unabhängig von den übrigen 
Beschlüssen der Hauptversammlung zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. 

§ 5 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 5 Genehmigtes Kapital 

1. Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 19.08.2027 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe bis zu 1.220.000 neuer, auf den Namen 
lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um 
bis zu insgesamt EUR 15.250.000 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2022).  

2. Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien können auch 
von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, 
sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrates das Bezugsrecht der Aktionäre (in Höhe von bis zu 610.000 neuer 
Stückaktien) auszuschließen: 

a. soweit dies erforderlich ist, um bei der Festlegung des Bezugsverhältnisses etwa 
anstehende Spitzenbeträge auszunehmen; 

b. zu Zwecken des Erwerbes von Unternehmensbeteiligungen oder von 
Erneuerbaren Energieanlagen im Rahmen einer Kapitalerhöhung gegen 
Sacheinlagen; 

c. bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlage zur Ausgabe von Aktien an einen 
strategischen Investor, wenn die Beteiligung des strategischen Investors im 
Interesse der Gesellschaft liegt; 

d. um die neuen Aktien an Mitarbeitern der NATURSTROM AG und ihrer 
Beteiligungsgesellschaften auszugeben. 

3. Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der Kapitalerhöhung aus dem genehmigten Kapital 
festzulegen.  

4. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen 
Ausnutzung des genehmigten Kapitals und, falls das Genehmigte Kapital 2022 bis zum 
19.08.2027 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt sein sollte, nach Fristablauf der 
Ermächtigung anzupassen.“ 

Gemäß § 203 Abs. 2 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG erstattet der Vorstand hierzu folgenden 
Bericht: 

Derzeit besteht keine Ermächtigung des Vorstands für ein Genehmigtes Kapital, das bisher in § 
5 der Satzung normierte Genehmigte Kapital ist mit dem 31.07.2020 ausgelaufen. Um die 
weitere Entwicklung der Gesellschaft mit ausreichender Eigenkapitalausstattung zu 
ermöglichen und auch kurzfristig auf neue Herausforderungen reagieren zu können schlagen 
Vorstand und Aufsichtsrat vor, eine neue Ermächtigung für ein genehmigtes Kapital mit neuer 
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fünfjähriger Laufzeit in Höhe von insgesamt EUR 15.250.000 zu schaffen. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass der Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrates das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 19.08.2027 durch Ausgabe 
1.220.000 neuer, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlagen 
einmalig oder in mehreren Teilbeträgen, jedoch höchstens um bis zu EUR 15.250.000 erhöhen 
kann. 

Grundsätzlich muss gemäß § 186 Abs.1 AktG bei einer Kapitalerhöhung jedem Aktionär auf 
sein Verlangen ein seinem Anteil an dem bisherigen Grundkapital entsprechender Teil der 
neuen Aktien zugeteilt werden (gesetzliches Bezugsrecht). So hat jeder Aktionär die 
Möglichkeit, auch nach der Kapitalerhöhung über die gleiche Beteiligungsquote an der 
Gesellschaft zu verfügen wie vor der Erhöhung. Das Bezugsrecht kann nach den gesetzlichen 
Bestimmungen aber auch ganz oder zum Teil ausgeschlossen werden. 

Die hier vorgesehene Möglichkeit des teilweisen Bezugsrechtsausschlusses der Altaktionäre 
soll den Vorstand in die Lage versetzen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Maßnahmen zu 
ergreifen, die die Gesellschaft im Bestand sichern und deren Wert zu steigern in der Lage sind.  

Bei der Festlegung des Bezugsverhältnisses zwischen der Anzahl der zu beziehenden neuen 
Aktien je Anzahl alter Aktien können Spitzenbeträge entstehen. Für diese soll das Bezugsrecht 
ausgeschlossen werden können. Dieser Ausschluss hat nur einen sehr begrenzten Umfang. Er 
ermöglicht die Ausnutzung der Ermächtigung durch runde Beträge und erleichtert damit die 
technische Abwicklung einer Emission deutlich. Umgekehrt ist der Wert solcher Spitzenbeträge 
für den Aktionär in der Regel gering. Die als sogenannte ,,freie Spitzen“ vom Bezugsrecht 
ausgenommenen neuen Aktien werden in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft 
verwertet. 

Vorstand und Aufsichtsrat halten es zudem für gerechtfertigt, das Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen, wenn in Einzelfällen Unternehmensbeteiligungen oder einzelne 
Geschäftsaktivitäten gegen Überlassung von Aktien an der NATURSTROM AG erworben werden 
können. Die Gesellschaft will im Hinblick auf das notwendige Wachstum auch durch 
Akquisition expandieren können. Die Gesellschaft muss jederzeit in der Lage sein, auf dem 
Markt für Unternehmensbeteiligungen oder den Erwerb von Geschäftsaktivitäten auch im 
Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. Hierzu gehört die Möglichkeit, 
Unternehmensbeteiligungen oder Geschäftsaktivitäten gegen Ausgabe von Aktien zu erwerben. 
Für Eigentümer interessanter Akquisitionsobjekte kann es von Interesse sein, als Gegenleistung 
der Veräußerung nicht Geld, sondern Aktien zu erhalten. Um Transaktionen unter solchen 
Bedingungen durchführen zu können, muss die Gesellschaft die Möglichkeit haben, ihr Kapital 
mit Bezugsrechtsausschluss zu erhöhen. Da eine Kapitalerhöhung bei sich abzeichnenden 
Erwerbsmöglichkeiten häufig kurzfristig erfolgen muss, für die Durchführung einer 
außerordentlichen Hauptversammlung meistens aber keine Zeit bleibt oder die Akquisition vor 
dem Abschluss nicht öffentlich bekannt werden darf, ist die Schaffung eines entsprechend 
einzusetzenden genehmigten Kapitals erforderlich. Zudem wird durch die Verwendung von 
neuen Aktien als Akquisitionswährung die Liquidität des Unternehmens bei einem Erwerb 
geschont.  

Konkrete Erwerbsvorhaben bestehen derzeit nicht. Wenn sich Möglichkeiten zum Erwerb von 
Unternehmensbeteiligungen oder Geschäftsaktivitäten konkretisieren, wird der Vorstand 
sorgfältig prüfen, ob er von dem genehmigten Kapital zum Zweck eines solchen Erwerbs 
Gebrauch machen will. Er wird dies nur dann tun, wenn der Erwerb gegen Ausgabe neuer Aktien 
der Gesellschaft im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegt. Nur 
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wenn diese Voraussetzung gegeben ist, wird auch der Aufsichtsrat seine erforderliche 
Zustimmung erteilen. Basis für die Bewertung der Aktien der Gesellschaft einerseits und der zu 
erwerbenden Unternehmensbeteiligungen oder Geschäftsaktivitäten andererseits wird ein 
neutrales Wertgutachten sein. 

Ferner soll die Gesellschaft die Möglichkeit haben, strategische Partner gegen Bareinlage an der 
Gesellschaft zu beteiligen und dafür das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Mit der 
Beteiligung strategischer Investoren sollen der Gesellschaft nicht nur weitere Eigenmittel durch 
die Kapitalerhöhung zugeführt werden, sondern zugleich soll die Gesellschaft in die Lage 
versetzt werden, sich durch eine strategische Partnerschaft weitere Vorteile zu verschaffen. Die 
vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft den notwendigen Spielraum geben, um 
einen strategischen Investor schnell und flexibel an der Gesellschaft beteiligen zu können, 
wenn es die konkrete Situation erfordert und die vorrangigen Interessen der Gesellschaft es 
erlauben.  

Die Vorteile einer strategischen Partnerschaft können darin liegen, dass der strategische 
Investor weitere Finanzmittel in Form von Eigen- oder Fremdkapital zur Verfügung stellt. Ein 
strategischer Investor kann aufgrund seiner operativen Tätigkeit und seiner Verbindung zu 
anderen Unternehmen der Gesellschaft neue Möglichkeiten der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit bieten, die für die Gesellschaft vorteilhaft sind.  

Bei einem strategischen Investor kann es sich um ein Unternehmen handeln, das selbst in den 
Geschäftsbereichen der Gesellschaft tätig ist oder in Bereichen, die sich mit der 
Geschäftstätigkeit der Gesellschaft sinnvoll ergänzen. Durch eine Zusammenarbeit kann sich 
für die Gesellschaft auch die Eröffnung neuer Geschäftsfelder ergeben. Ein strategischer 
Investor kann aus dem Gebiet der erneuerbaren Energien und der Umwelttechnologie kommen 
oder mit einem Unternehmen verbunden sein, das in diesen Gebieten tätig ist. Ein strategischer 
Investor könnte an vergleichbarer oder anderer Stelle der Wertschöpfungskette dieser 
Industrien beteiligt sein, oder in unterschiedlichen Phasen der Entwicklung von Erneuerbaren 
Energieanlagen technisch oder kaufmännisch tätig sein, mit der Planung, Errichtung, dem 
Betrieb oder der Verwaltung befasst sein oder einzelne Phasen finanzieren (Risikokapitalgeber, 
Endterm investor). 

Die Beispiele für strategische Investoren sind nicht abschließend. Der Vorstand wird im 
konkreten Einzelfall genau prüfen, ob ein strategischer Investor der Gesellschaft durch seine 
Beteiligung einen erheblichen Vorteil verschaffen kann und die Vor- und Nachteile sowie die 
Chancen und Risiken der Beteiligung eines strategischen Investors sorgfältig prüfen und 
gegeneinander abwägen. Hierbei wird der Vorstand prüfen, ob ein Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre erforderlich und geeignet ist, um die Interessen der Gesellschaft im 
konkreten Einzelfall zu verwirklichen. Ist der Ausschluss des Bezugsrechts im konkreten Fall 
erforderlich und geeignet, das angestrebte Ziel der Beteiligung eines strategischen Investors zu 
verwirklichen, wird der Vorstand das Interesse der Gesellschaft sorgfältig gegen die Nachteile 
abwägen, welche Aktionäre durch den Ausschluss des Bezugsrechts erleiden, und nur bei 
überwiegendem Interesse der Gesellschaft einen Ausschluss des Bezugsrechts in Betracht 
ziehen. Der Vorstand wird bei der Entscheidung berücksichtigen, ob die Maßnahme im 
konkreten Fall angemessen ist und der Ausschluss des Bezugsrechts nicht zu einer 
Ungleichbehandlung der Aktionäre führt oder bestimmte Aktionäre oder Aktionärsgruppen 
bevorteilt. Erst dann und nach diesen Maßgaben wird der Vorstand darüber entscheiden, ob 
das Bezugsrecht der Aktionäre zugunsten eines strategischen Investors ausgeschlossen wird. 
Der Aufsichtsrat wird seine Zustimmung seinerseits nur erteilen, wenn diese Voraussetzungen 
gegeben sind. 
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Schließlich soll das Bezugsrecht im Falle der Ausgabe von Belegschaftsaktien ausgeschlossen 
sein. Die Möglichkeit der Ausgabe neuer Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft sieht das 
Aktiengesetz ausdrücklich vor. Dafür muss das Bezugsrecht der Aktionäre zwangsläufig 
ausgeschlossen werden. Durch die Ausgabe von Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der 
NATURSTROM AG oder einer mit ihr verbundenen Gesellschaft soll die Möglichkeit bestehen, 
die Mitarbeiter in angemessenem Umfang am wirtschaftlichen Erfolg, zu dem sie auch im 
Interesse der Aktionäre maßgeblich beitragen, zu beteiligen. Die Ausgabe von 
Belegschaftsaktien stellt eine geeignete Maßnahme dar, um sowohl Leistungsanreize zu 
schaffen als auch die Identifikation der Mitarbeiter mit dem Unternehmen zu steigern und die 
Bindung an das Unternehmen zu erhöhen.  

 

9.  Beschlussfassung über eine Satzungsänderung zur Aufnahme von Regelungen zum 
Teilnahmerecht per elektronischer Medien oder Briefwahl an der Hauptversammlung 

Gemäß aktueller Satzungsregelung ist lediglich eine Hauptversammlung unter physischer 
Anwesenheit der Aktionäre oder ihrer Aktionärsvertreter möglich, nicht aber eine Teilnahme in 
elektronischer Form mit der Möglichkeit, hierüber auch das Stimmrecht sowie das Rede- und 
Fragerecht auszuüben. Die Corona-Pandemie hat gezeigt, dass künftig ein in der Satzung 
geregeltes Recht zur Teilnahme an der Hauptversammlung per elektronischer Medien sinnvoll 
ist. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

Die Satzung wird um folgenden § 15 ergänzt, die weitere Nummerierung wird entsprechend 
angepasst: 

„§ 15 Teilnahme im Weg elektronischer Kommunikation 

1. Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrates ermächtigt, die Möglichkeiten des § 118 
AktG zu nutzen und insbesondere vorzusehen,  

a) dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne 
einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder 
teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können (Online-Teilnahme). 

b) dass Aktionäre ihr Stimmrecht auch ohne Anwesenheit am Ort der Hauptversammlung 
schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation ausüben dürfen (Briefwahl). 

c) die Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung zuzulassen.  

2.  Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrates bis zum 31. August 2026 ermächtigt, 
Hauptversammlungen auch ohne eine physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer 
Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abzuhalten (virtuelle Hauptversammlung). 
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Weitere Angaben zur Einberufung 

Teilnahme an der Hauptversammlung, Anmeldung 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung, zur Ausübung des Stimmrechts und zur Stellung von 
Anträgen sind gemäß Satzung nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die um 24.00 Uhr am fünften 
Tage vor der Hauptversammlung im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind und die bis 
zum gleichen Zeitpunkt bei der Gesellschaft ihre Teilnahme angemeldet haben.  

Die Anmeldung muss der Gesellschaft damit bis zum Montag, den 15. August 2022, 24.00 Uhr, in 
Textform an folgende Adresse zugehen:  

• postalisch an: NATURSTROM AG, Bahnhofstraße 55, 91330 Eggolsheim 

• oder per Telefax unter der Nummer: 09545 443843 999 

• oder elektronisch unter der E-Mail-Adresse: hv@naturstrom.ag  

Weitere Einzelheiten sind den Unterlagen zur Hauptversammlung zu entnehmen, die den im Aktien-
register eingetragenen Aktionären an ihre letzte dem Unternehmen bekannte Adresse übersandt 
werden. 

Nach Ablauf der Anmeldefrist am 15. August 2022, 24.00 Uhr, werden aus abwicklungstechnischen 
Gründen bis zum Ende des ersten Werktages nach Schluss der Hauptversammlung keine 
Umschreibungen im Aktienregister vorgenommen.  

 

Stimmrechtsvertretung 

Aktionäre können sich in der Hauptversammlung auch durch einen Bevollmächtigten, 
beispielsweise durch ein Kreditinstitut oder durch eine Vereinigung von Aktionären, vertreten und 
ihr Stimmrecht durch den Bevollmächtigten ausüben lassen.  

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, sich durch von der Gesellschaft benannte 
Stimmrechtsvertreter bei den Abstimmungen vertreten zu lassen. 

Auch im Falle einer Stimmrechtsvertretung ist eine fristgerechte Anmeldung nach den vorstehenden 
Bestimmungen erforderlich. Die notwendigen Unterlagen und Informationen hierzu erhalten die 
Aktionäre zusammen mit den Anmeldeunterlagen. 

Sofern nicht ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung, eine andere nach Maßgabe des § 135 
Abs. 8 AktG gleichgestellte Person, ein Finanzdienstleistungsinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 
Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätiges Unternehmen bevollmächtigt wird, sind 
Vollmachten gemäß § 14 Abs. 4 S. 2 der Satzung in Textform zu erteilen und müssen der 
Gesellschaft spätestens bei der Versammlung übergeben werden.  

Der Widerruf der Vollmacht bedarf nach der gesetzlichen Regelung der Textform (§ 126b BGB). Die 
Erklärung zur Vollmachtserteilung, ihren Widerruf und die Übermittlung des Nachweises einer 
gegenüber einem Bevollmächtigten erklärten Vollmacht beziehungsweise deren Widerruf senden 
Sie bitte an: 

• postalisch an: NATURSTROM AG, Bahnhofstraße 55, 91330 Eggolsheim 

• oder per Telefax unter der Nummer: 09545 443843 999 

• oder elektronisch unter der E-Mail-Adresse: hv@naturstrom.ag  

Weitere Einzelheiten sind den Unterlagen zur Hauptversammlung zu entnehmen, die den im Aktien-
register eingetragenen Aktionären an ihre letzte dem Unternehmen bekannte Adresse übersandt 
werden. 
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Bitte verwenden Sie für die Bevollmächtigung das den Einladungsunterlagen beigefügte 
Antwortformular. 

Die Bevollmächtigung von Kreditinstituten und gemäß § 135 AktG gleichgestellten Personen und 
Vereinigungen kann auch in einer sonstigen nach § 135 AktG zulässigen Art und Weise erfolgen; wir 
weisen jedoch darauf hin, dass in diesen Fällen die zu bevollmächtigenden Kreditinstitute, 
Personen oder Vereinigungen möglicherweise eine besondere Form der Vollmacht verlangen, weil 
sie gemäß § 135 AktG die Vollmacht nachprüfbar festhalten müssen. 

 

Rechte der Aktionäre 

Die nachstehenden Angaben beschränken sich auf die Fristen für die Ausübung der Rechte der 
Aktionäre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127 und § 131 Abs. 1 AktG. Weitergehende 
Erläuterungen zu den vorgenannten Rechten der Aktionäre können auf der Internetseite der 
Gesellschaft abgerufen werden unter der Adresse 

https://naturstrom.ag/hauptversammlung-2022/ 

Das Verlangen von Aktionären nach § 122 Abs. 2 AktG, dass Gegenstände auf die Tagesordnung 
gesetzt und bekannt gemacht werden, muss der Gesellschaft bis zum 26.07.2022, 24.00 Uhr, 
zugehen.  

Gegenanträge von Aktionären gegen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem 
bestimmten Punkt der Tagesordnung nach § 126 Abs. 1 AktG sowie Vorschläge von Aktionären zur 
Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern nach § 127 AktG werden auf der 
Internetseite der Gesellschaft zugänglich gemacht, wenn sie der Gesellschaft bis zum 05.08.2022, 
24.00 Uhr, zugehen. 

Das Auskunftsrecht der Aktionäre nach § 131 Abs. 1 AktG kann nur in der Hauptversammlung 
ausgeübt werden. 

 

Anträge, Anfragen und Verlangen von Aktionären 

Anfragen, Anträge oder Wahlvorschläge sowie sonstige Verlangen zur Hauptversammlung können 
durch Aktionäre gerichtet werden an folgende Geschäftsadresse der Gesellschaft, wo auch die 
Unterlagen zu TOP 1 ausgelegt sind:  

postalisch an: NATURSTROM AG, Bahnhofstraße 55, 91330 Eggolsheim 

oder per Telefax unter der Nummer: 09545 443843 999 

oder elektronisch unter der E-Mail-Adresse: antrag.hv@naturstrom.ag  

 

Im Internet veröffentlichte Informationen 

Zugänglich zu machende Anträge von Aktionären sind auf der Internetseite der Gesellschaft 
abrufbar unter 

https://naturstrom.ag/hauptversammlung-2022/ 

Auch etwaige Stellungnahmen der Verwaltung werden unter der genannten Internetadresse 
veröffentlicht.  

Die Abstimmergebnisse werden im Anschluss an die Hauptversammlung ebenfalls unter oben 
aufgeführter Internetadresse bekannt gegeben. 
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Informationen zum Datenschutz 

Die NATURSTROM AG verarbeitet als Verantwortlicher im Sinne von Art. 4 Nr. 7 DSGVO 
personenbezogene Daten ihrer Aktionäre und deren Vertreter (Name, Vorname, Anschrift, 
Sitz/Wohnort, E-Mail-Adresse, Aktienanzahl), um ihren gesetzlichen Pflichten nachzukommen und 
den Aktionären oder deren Vertretern die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung 
ihrer Rechte zu ermöglichen. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist damit Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. b 
DSGVO. Daten über die Teilnahme an Hauptversammlungen werden solange aufbewahrt, wie dies 
gesetzlich geboten ist, z.B. aufgrund aktien-, handels- und steuerrechtlicher 
Aufbewahrungspflichten (jeweilige Norm in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. c DSGVO).  
Darüber hinaus erfolgt eine Verarbeitung oder Speicherung der Daten nur, wenn die Gesellschaft ein 
berechtigtes Interesse daran hat (z.B. im Falle gerichtlicher oder außergerichtlicher Streitigkeiten 
anlässlich der Hauptversammlung oder zur Erstellung von Statistiken; Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. f 
DSGVO). Personenbezogene Daten werden gelöscht, sobald sie für die o.g. Zwecke nicht mehr 
erforderlich sind. 

Ebenso verarbeitet die NATURSTROM AG als Verantwortlicher im Sinne des Datenschutzrechtes 
personenbezogene Daten von zur Hauptversammlung zugelassenen Gästen.  

Soweit sich die NATURSTROM AG externer Dienstleister für die Ausrichtung der Hauptversammlung 
bedient, wird sie diesen zur Erfüllung ihrer Tätigkeiten, soweit erforderlich, auch personenbezogene 
Daten zugänglich machen. Mit diesen Dienstleistern wird, soweit erforderlich, ein 
Auftragsverarbeitungsvertrag gemäß § 28 DSGVO geschlossen. In jedem Fall dürfen die Dienstleister 
die personenbezogenen Daten der Aktionäre, deren Vertreter und der Gäste ausschließlich im 
Rahmen der Erbringung ihrer Dienstleistungen bzw. der Durchführung ihres Auftrages verarbeiten 
und müssen die Daten vertraulich behandeln. Eine Datenübermittlung an sonstige Dritte erfolgt 
nicht.  

Unseren Aktionären, deren Vertretern und Gästen steht bei Vorliegen der jeweiligen gesetzlichen 
Voraussetzungen das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DSGVO, auf Berichtigung nach Artikel 16 
DSGVO, auf Löschung nach Artikel 17 DSGVO, auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 
DSGVO, auf Widerspruch nach Artikel 21 DSGVO sowie auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 
DSGVO zu.  

Diese Rechte können Sie unmittelbar gegenüber folgender Kontaktadresse geltend machen: 
NATURSTROM AG, Parsevalstraße 11, 40468 Düsseldorf, Telefon 0211 779 00 – 0, Fax 0211 779 00 
– 599, betroffenenrechte@naturstrom.de. 

Darüber hinaus besteht ein Beschwerderecht bei der zuständigen Datenschutzbehörde nach Artikel 
77 DSGVO.  

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter: Horst Pittner, SECIANUS GmbH & Co. KG, 
Further Straße 14, 90530 Wendelstein, datenschutz@naturstrom.de.  

 

 

Düsseldorf, den 13. Juli 2022 

NATURSTROM AG 

Der Vorstand 

 


